
Klare Kante.
Am 7. Juni wählen gehen: 

Mehr SPD für Europa!
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Am 7. Juni wählen rund 500
Millionen Bürgerinnen und Bür-
ger aus den 27 EU-Mitgliedstaa-
ten ein neues Europäisches Parla-
ment. In Deutschland sind 62,2
Millionen Wahlberechtigte aufge-
rufen, die 99 deutschen Abgeord-
neten zu wählen. 

Für die SPD geht es bei der Eu-
ropawahl um eine Richtungsent-
scheidung. „Europa braucht ge-
meinsame Regeln und starke soziale
Rechte, um Lohn- und Sozialdum-
ping endlich einen Riegel vorzu-
schieben und gemeinsam sozialen
Fortschritt in Europa zu organisie-
ren. Dies haben CDU/CSU und
FDP immer noch nicht begriffen.
Für Konservative und Marktradikale
haben Wettbewerb und Deregulie-
rung immer noch Vorrang vor fairen
Löhnen und sicheren Arbeitneh-
merrechten,“ sagt Martin Schulz,
der Spitzenkandidat der SPD zur
Europawahl. „Dies wollen die Men-
schen in Europa nicht mehr. Und
deshalb gilt: Mehr SPD für
Europa!“

Europawahlmanifest der SPD
In ihrem Europawahlmanifest hat
die SPD sich auf eine Politik festge-
legt, die
� klare Regeln für die internatio-
nale Finanzwirtschaft und eine ge-
rechte Weltwirtschaftsordnung
durchsetzt; 
� Lohn- und Sozialdumping ver-
hindert und Arbeitnehmerrechte
stärkt; 
� Zukunftsinvestitionen in Bil-

dung, Forschung und Entwicklung
besonders fördert; 
� Vorreiter beim internationalen
Klima- und Umweltschutz ist und
� für Frieden, Entwicklung und
soziale Gerechtigkeit weltweit ein-
tritt. 

Dabei spielt Europa eine immer
größere Rolle für die deutsche Poli-
tik. Ohne Europa, da ist sich SPD-
Kanzlerkandidat Frank-Walter
Steinmeier sicher, gibt es auf wichti-
gen Feldern keinen Fortschritt: „Wir
sagen: Keine Bank, kein Finanzplatz

oder Finanzprodukt darf ohne wirk-
same Kontrolle bleiben. Das funk-
tioniert nur, wenn wir in Europa ge-
meinsam handeln. Im globalen Zeit-
alter ist kein Staat mehr stark genug,
um allein vorzugehen. Deshalb ist es
wichtig, in Kommission und im EU-

Parlament diejenigen Kräfte zu stär-
ken, die wirklich gemeinsam und so-
zial handeln wollen.“

Die Möglichkeit dazu gibt es
bei der Europawahl am 7. Juni
im Wahllokal oder vorher per
Briefwahl!

Gemeinsam für
sozialen Fortschritt

Die SPD und der Deutsche Ge-
werkschaftsbund fordern, dass ei-
ne Fortschrittsklausel für ein so-
ziales Europa in das EU-Recht
aufgenommen wird. In einem ge-
meinsamen Papier, das beide Or-
ganisationen im Mai vorgestellt
haben, heißt es: „Es muss sicher-
gestellt sein, dass die wirtschaftli-
chen Grundfreiheiten des euro-
päischen Binnenmarktes keinen
Vorrang vor sozialen Grundrech-
ten und Zielen haben. Die sozia-
len Grundrechte müssen im Kon-
fliktfall vorgehen.“ DGB und
SPD wollen die Arbeit für ein so-
ziales Europa weiter vertiefen.
� Im Internet: www.dgb.de

SPD diskutiert
Regierungsprogramm

„Sozial und demokratisch. An-
packen. Für Deutschland“ – un-
ter diesem Motto steht der Ent-
wurf für das SPD-Regierungs-
programm zur Bundestagswahl.
Die SPD will das Programm auf
einem Parteitag am 14. Juni in
Berlin beschließen. Der Entwurf
steht im Internet für alle Interes-
sierten zum Download bereit.
� www.spd.de

Europa per
Brief wählen

Wer bei der Europawahl am 
7. Juni nicht persönlich ins Wahl-
lokal gehen kann, kann natürlich
– wie bei allen anderen Wahlen
auch – per Brief wählen. Infor-
mationen zur Briefwahl, zum
Wahlverfahren für Deutsche, die
im Ausland leben, und für EU-
Bürger, die bei uns wählen wol-
len, stehen im Internet.
� www.briefwahlinfo.de

Franz Müntefering,
SPD-Parteivorsitzender

„Bei der Europawahl am 7. Juni geht es um viel: Um
ein starkes, also soziales Europa. Was in Europa pas-
siert, das ist nichts Abstraktes, das ist sehr konkret.
Das betrifft uns direkt. Es geht um starke Wirt-
schaft, die wächst, Beschäftigung sichert und den
Menschen nützt. Um gesunde Nahrungsmittel. Um

faire Handytarife. Um sicheres Kinderspielzeug. Um Abrüstung weltweit.
Europapolitik und Politik in und für Deutschland sind längst untrennbar.
Das ist gut für uns.  Am 7.6. geht es auch darum, dass Martin Schulz deut-
scher Kommissar in der neuen Kommission werden kann. Er ist Sozialde-
mokrat und steht für ein soziales Europa und gegen Marktradikalismus.
Das ist wichtig für Deutschland und für Europa.  Wählen gehen!“

Andrea Nahles,
stellvertretende
SPD-Vorsitzende

„Wir wollen die
sozialen Grund-
rechte in Europa
stärken. Im Konfliktfall müssen
die sozialen Rechte vorgehen und
dürfen nicht durch die Binnen-
marktregeln ausgehebelt wer-
den. Oder einfacher gesagt: Der
Markt muss für die Menschen da
sein und nicht umgekehrt.
Das ist die Stärke des europäi-
schen Wirtschafts- und Sozial-
modells: Wirtschaftswachstum,
soziale Gerechtigkeit und starke
Arbeitnehmerrechte gehören für
uns zusammen.
Die Europäische Union kann nur

mit einer sozialen Wirtschafts-
ordnung erfolgreich sein. Wir
sind der festen Überzeugung:
Nur ein Europa des sozialen Fort-
schritts wird langfristig Wohl-
stand und Beschäftigung für die
Menschen in Europa sichern. Um
das zu erreichen, brauchen wir ei-
ne starke Sozialdemokratie in
Europa. “

Roland Kaiser,
Sänger

„Den Blick nach
vorn: In den letzten
Wochen hat vor al-
lem die Sozialde-
mokratie klarge-
macht, dass man bei akuten Pro-
blemen nicht den Kopf in den
Sand stecken darf, sondern inter-
disziplinäre Lösungen gefragt
sind. Sie zeigt, dass es in Krisen-
zeiten darum geht, mit den Men-
schen zu sprechen, zuzuhören
und die richtigen Entscheidun-
gen auf den Weg zu bringen. Die
SPD bringt uns aus der Krise:
Deutschland und Europa.“

Prof. Uta Meier-Gräwe,
Professorin für Wirtschaftslehre der
Privathaushalts- und Familienwis-
senschaften an der Uni Gießen

„In der DDR aufgewachsen, weiß ich
das Reisen innerhalb Europas ohne
Grenzen und mit einer gemeinsa-
men Währung ebenso zu schätzen
wie die kulturelle Vielfalt dieses Kontinents. Europa ist ein
ehrgeiziges Entwicklungsprojekt, das allerdings gestaltet
werden muss und sozial engagierte, aktive Bürger und
Bürgerinnen braucht. Europa sollte als Ganzes vor allem
von den Errungenschaften der sozialdemokratisch regier-
ten Staaten Nordeuropas profitieren: Bildungsgerechtig-
keit für alle Kinder, die Gleichstellung beider Geschlechter
in allen Lebensbereichen, aber auch das Verbot von Tier-
versuchen oder die Kennzeichnungspflicht von Produk-
ten sind für ein zukunftsfähiges Europa und für die Le-
bensqualität seiner Bevölkerung ebenso unabdingbar
wie der konsequente Kampf gegen Armut.“

Renan
Demir-
kan,
Schau-
spielerin

„Europa ist die beste
Idee, die den Europäern
je eingefallen ist – nur
wird sie von mehrheit-
lich rechtskonservati-
ven Beamten verwaltet
und ist nicht von kreati-
ven Denkern und Kul-
turschaffenden inspi-
riert. 
Ich will ein Europa, das
bekennend humani-
stisch ist – sozial und
transkulturell!“

Gregor
Weber,
Schau-
spieler

„Als Grenz-
länder im Saarland auf-
gewachsen, durfte ich
das stetige Wachsen ei-
ner herzlichen Freund-
schaft zwischen alten
„Erbfeinden“ miterle-
ben.  Die Versammlung
der europäischen Natio-
nen unter dem gemein-
samen Dach bei sozialer
Gerechtigkeit und in de-
mokratischem Frieden
ist unser aller Garant für
eine glückliche Zukunft.“

Ülker Radziwill,
Vorsitzende der 
Landesarbeits -
 gemeinschaft
 Migration der 
SPD Berlin 

„Die Europäische Union bedeutet
für mich „Einheit in Vielfalt“ Sie ist
von Zuwanderung geprägt. Es be-
deutet auch Schutz: Zum Beispiel
erst mit der Europäischen Union
wurde in Deutschland das Antidis-
kriminierungsgesetz um g esetzt. 
Die SPD sorgt dafür, dass der Einzel-
ne in Frieden und Würde seine Fä-
higkeiten entfalten kann. Mehr SPD
bedeutet daher mehr Chancenge-
rechtigkeit und eine bessere Inte-
grationspolitik.“ 

Ralf Heppenstiel, 
Vorsitzender des Europäischen Betriebsrates ThyssenKrupp

„Die Unternehmen arbeiten längst über Ländergrenzen hinweg. Wir erleben
täglich, dass die Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union direkte Aus-
wirkungen auf die Arbeitsplätze, die Arbeitsbedingungen und auf unser ge-
samtes Leben haben. Deshalb geht es bei der Europawahl auch um die Siche-
rung von Arbeitnehmerrechten.  

Wir müssen jetzt in der Krise die Chance nutzen, eine neue Wertediskussion zu führen. Soziale
Grundrechte müssen vor wirtschaftlichen Freiheiten stehen. Mit der SPD wollen wir den Weg hin
zu einem sozialen Europa gehen, in dem die Menschen im Mittelpunkt stehen.“

Hubertus Heil, SPD-Generalsekretär

„Bildung ist Menschenrecht und die Grundlage für Wachstum und Wohl-
stand in Deutschland und Europa. Gute Bildung für alle entscheidet über
Aufstiegs- und Lebenschancen. Wir wollen gleiche Lebenschancen für alle
- unabhängig vom Geschlecht, von der sozialen Herkunft oder dem Geld-
beutel der Eltern. Wir stehen deshalb für die frühe und individuelle Förde-
rung von Kindern, für längeres gemeinsames Lernen und für das gebüh-
renfreie Studium. Wir wollen, dass deutlich mehr junge Menschen an Austauschprogram-
men und Jugendbegegnungen teilhaben können, die das Zusammenwachsen Europas stär-
ken. Wir wollen ein Europa der sozialen Gerechtigkeit mit fairen Teilhabechancen für alle!“

Hannelore Kraft, Vorsitzende der NRW-SPD

„Bei der Europawahl können die Wählerinnen und Wäh-
ler mitentscheiden, welchen Weg Europa in Zukunft ein-
schlägt. Immer mehr Entscheidungen, in welcher Gesell-
schaft wir in Zukunft leben, werden in Brüssel und Straß-
burg getroffen. 
Die SPD steht für das soziale Europa. Die aktuelle Wirt-

schafts- und Finanzkrise hat gezeigt, dass die „Privat vor Staat“- Ideologie
der konservativen und liberalen Regierungen in Europa gescheitert ist. Wir
brauchen einen starken, effizienten Staat, der Regeln setzt und die Einhal-
tung der Regeln überwacht. Und wir brauchen soziale Mindeststandards in
Europa. Dafür kämpft die SPD am 7. Juni.“

Das Soziale und Demokratische stärken

Extrablatt  der SPD zur Europawahl am 7. Juni 2009

Gemeinsam für ein star-
kes und soziales Europa:
SPD-Kanzlerkandidat
Frank-Walter Steinmeier
und der SPD-Spitzenkan-
didat zur Europawahl
Martin Schulz auf einer
Wahlveranstaltung der
SPD.
Foto: Simone M. Neumann/Intro

Günter Grass, Schriftsteller

„Aus der Situation von 1969, die natürlich nicht in allem
mit heute vergleichbar ist, kann man einiges lernen. Auch
damals befand sich die SPD in der Umklammerung einer
Großen Koalition. Willy Brandt war Außenminister, Karl
Schiller Wirtschaftsminister. Beide zusammen haben in
die Öffentlichkeit hinein ein Bild von Kompetenz und Tat-

kraft vermittelt, Willy Brandt in der Außenpolitik, Karl Schiller in der Wirt-
schaftspolitik. Mit Frank-Walter Steinmeier als Außenminister und Peer
Steinbrück als Fianzminister  ist die SPD heute genauso gut aufgestellt wie
damals. Das muss wirken wie ein Kugelblitz. So ist es 69 gewesen.“
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Die Europäische Union muss de-
mokratischer, handlungsfähiger,
bürgernäher und sozialer werden.

� Ein wichtiger Schritt in diese
Richtung ist, dass der Vertrag von
Lissabon in Kraft tritt. Langfristig
will die SPD die Europäische Union
zu einer demokratisch verfassten
Bürgerunion weiterentwickeln.
� Grund- und Bürgerrechte in
Europa müssen weiter gestärkt wer-
den. Die EU-Grundrechtecharta,
die von Sozialdemokraten mitent-
wickelt wurde, muss endlich rechtli-
che Verbindlichkeit erlangen.
� Die SPD stellt sich mit größter
Entschiedenheit gegen Rechtsex-
tremismus, Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit in ganz Europa. 
� Migrationsfragen müssen stär-
ker europäisch geregelt werden.
Neben den ökonomischen Interes-
sen Europas müssen auch entwick-
lungspolitische und menschen-
rechtliche Aspekte berücksichtigt
werden, genauso wie die Interessen
der Migrantinnen und Migranten
und deren Herkunftsländer.
� Freiheit und Sicherheit der Bür-
gerinnen und Bürger müssen euro-
paweit gewährleistet werden. Des-
halb muss der Kampf gegen Terro-
rismus, gegen organisierte Krimina-
lität sowie gegen Drogen- und Men-

schenhandel in enger Zusammenar-
beit der EU-Staaten geführt werden.
� Dabei müssen die Grundsätze
des freiheitlichen Rechtsstaates, das
Völkerrecht und die Menschen-
rechte, gerade auch das Folterver-
bot, strikt eingehalten werden. Si-

cherheit darf nicht gegen Freiheit
ausgespielt werden.
� Die SPD tritt für starke Kom-
munen und Regionen und für einen
wirksamen Schutz der öffentlichen
Daseinsvorsorge in ganz Europa
ein. �

Europas Rolle als Friedensmacht
muss gestärkt werden. Die SPD setzt
dabei auf eine partnerschaftliche Ko-
operation aller großer Staaten, um
Lösungen für Frieden, Sicherheit
und globalen wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritt zu entwickeln.

� Die internationale Staatenge-
meinschaft braucht handlungsfähi-
ge Vereinte Nationen als oberste
Legitimations- und Koordinations-
instanz für politische Problemlö-
sungen im globalen Maßstab.
� Die europäische Sicherheits- und

Verteidigungspolitik  soll weiter aus-
gebaut werden – insbesondere ihre
zivile Komponente. Langfristiges
Ziel der SPD ist der Aufbau einer
europäischen Armee, deren Einsatz
parlamentarisch legitimiert wird.
� Die EU muss eine klare Politik
für Abrüstung und Rüs tungs kon -
trolle verfolgen. Ziel bleibt eine
Welt ohne Atom- und Massenver-
nichtungswaffen. Als erster Schritt
müssen alle Nuklearwaffen aus
Deutschland und Europa abgezo-
gen werden.
� Um Frieden und Stabilität in
Europa dauerhaft zu sichern, setzt
sich die SPD für eine EU-Erweite-
rung mit Augenmaß ein.  Dabei un-
terstützt sie einen Türkei-Beitritt,
wenn diese die erforderlichen Bei-
trittskriterien voll erfüllt. 
� Die SPD setzt sich für eine um-
fassende partnerschaftliche Ent-
wicklungszusammenarbeit ein. Um
eine faire Weltwirtschaft zu garan-
tieren und gerade den armen Län-
dern Entwicklungschancen zu er-
öffnen, muss die EU bestehende
Zollbarrieren, Handelshemmnisse
und Subventionen weiter abbauen.
� Die SPD setzt sich dafür ein,
dass die Menschenrechte und so-
ziale und ökologische Standards auf
internationaler Ebene stärker ver-
ankert werden. �

Klare Alternativen für eine soziale Politik in Europa
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Sichere Arbeitnehmerrechte – faire Löhne

Verbindliche Regeln für die Finanzmärkte

Neue Arbeit durch innovative Produkte

Demokratie und Bürgerrechte Starke Friedensmacht Europa

Die SPD steht für ein wirtschaft-
lich starkes und sozial gerechtes
Europa. Hierzu zählen sichere Ar-
beitnehmerrechte ebenso wie faire
Löhne, von denen man leben kann. 

� Ein europäischer Pakt gegen
Lohndumping soll in allen EU-
Mitgliedsstaaten existenzsichernde
Mindestlöhne garantieren. 
� Für Deutschland fordert die
SPD einen gesetzlichen Mindest-
lohn in Höhe von 7,50 Euro.
� Für alle europäischen Institu-
tionen und Gesetze soll eine soziale

Fortschrittsklausel gelten, die die
Einhaltung sozialer Standards und
Rechte garantiert.
� Die EU-Entsenderichtlinie muss
verbessert werden. Für alle muss
gelten: Gleiche Lohn- und Arbeits-
bedingungen für gleiche Arbeit am
gleichen Ort. Dies gilt insbesonde-
re für die Leiharbeit.
� Die SPD steht für eine aktive
Gleichstellungspolitik und Gleich-
berechtigung zwischen den Ge-
schlechtern. Auch auf europäischer
Ebene gilt: Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit für Frauen und Männer.

� Arbeitnehmerrechte müssen
europaweit ausgebaut werden. Dies
gilt insbesodere für die Unterneh-
mensmitbestimmung.
� Deshalb brauchen die Europäi-
schen Betriebsräte mehr Rechte,
zum Beispiel frühzeitige und um-
fassende Informations- und echte
Mitbestimmungsrechte.
� Vorfahrt für Beschäftigung: Die
SPD fordert einen europäischen
Zukunftspakt für Arbeit. Insbeson-
dere kleine und mittlere Unterneh-
men und das Handwerk müssen ge-
fördert werden. Unnötige Bürokra-

tie muss abgebaut, der Zugang zu
Krediten erleichtert werden. �

Der Wahlkampfspot der SPD unter www.spd.de

Die Position der Anderen
Konservative und Liberale ste-
hen gegen starke soziale
Schutzrechte und umfassende
Mitbestimmung. In Deutsch-
land verhindern sie bis heute
den flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn und
faire Löhne für Leiharbeiter.

Die Position der Anderen
Für Konservative und Liberale
ist die Finanzkrise nur ein „Be-
triebsunfall“, der keine neue
Politik erfordert. Sie setzen
weiterhin auf weitgehend un-
geregelte Märkte und neh-
men damit den Verlust tau-
sender Arbeitsplätze in Kauf.

Die Position der Anderen
Konservative und Liberale
wollen zurück zur Atomener-
gie und neue Atomkraftwerke
bauen. Sie knicken immer
wieder vor der Wirtschaftslob-
by ein, wenn es darum geht,
konkrete Umwelt- und Klima-
schutzmaßnahmen zu  be-
schließen.

Die weltweite Finanz- und Wirt-
schaftskrise zeigt: Finanz- und Ka-
pitalmärkte dürfen nicht länger
dem freien Spiel der Kräfte überlas-
sen werden. Im Interesse aller
Menschen müssen auch für sie kla-
re und verbindliche Regeln gelten,
die von demokratischen Parlamen-
ten gesetzt werden.

� Die Finanzmärkte müssen sich
wieder auf ihre eigentliche Aufgabe
konzentrieren: Unternehmen und
Privatleuten verlässlich den Zugang
zu nötigem Kapital und zu Kredi-

ten ermöglichen – anstatt mit du-
biosen Anlageprodukten völlig
überzogenen Renditen nachzuja-
gen. Um spekulative Finanzge-
schäfte einzudämmen, fordert die
SPD eine Börsenumsatzsteuer –
möglichst EU-weit.
� Das bewährte deutsche Banken-
system mit Privatbanken, öffent-
lich-rechtlichen Sparkassen und
Genossenschaftsbanken muss erhal-
ten bleiben.
� Die Managervergütung muss
sich vorrangig am langfristigen Un-
ternehmenserfolg ausrichten. 

� Überzogene Managergehälter
sollen nicht mehr vollständig als
Betriebsausgaben von der Steuer
absetzbar sein, die Managerhaftung
soll verstärkt werden.
� Steueroasen müssen trockenge-
legt werden.
� Hochspekulative Finanzpro-
dukte wie Hedge-Fonds und Priva-
te-Equity-Fonds müssen stärker
kontrolliert und reguliert werden.
� Finanzgeschäfte von Banken
und Fonds müssen transparenter
und stärker mit eigenem Kapital
unterlegt werden. �

� Die Banken- und Finanzmarkt-
aufsicht muss europa- und weltweit
weiter gestärkt werden.

Deutschland und Europa brau-
chen eine ökologische Industriepoli-
tik, die konsequent auf die Entwick-
lung energie- und rohstoffschonen-
der Umwelttechnologien setzt. So
kann Deutschland gemeinsam mit
der EU seine langjährige Technolo-
gie- und Innovationsführerschaft
stärken und ausbauen – im Interesse
von zukunftsträchtigen Arbeitsplät-
zen und einer gesunden Umwelt.

� Ziel ist ein neues Bündnis von
Wirtschaft, Arbeit und Umwelt.
� Die Europäische Union muss

ihre Investitionen in die Erfor-
schung und Entwicklung von Zu-
kunftstechnologien weiter verstär-
ken – etwa in die Entwicklung neu-
er Fahrzeugantriebe.
� Die europäische Infrastruktur
muss erneuert und ausgebaut wer-
den – von den Verkehrsnetzen über
die Energienetze bis hin zu neuen
schnellen Datennetzen.
� Europa muss seine Vorreiterrol-
le beim internationalen Klima-
schutz und Umweltschutz festigen.
� Die SPD hält an den europäi-
schen Klimaschutzzielen fest: Bis

2020 sollen die Kohlendioxid-Emis-
sionen um mindestens 20 % (in
Deutschland um 40%) gesenkt wer-
den. Der Anteil erneuerbarer Ener-
gien an der Gesamtenergieprodukti-
on soll im gleichen Zeitraum auf 20
Prozent erhöht werden.
� Die SPD steht zum beschlosse-
nen Ausstieg aus der Atomenergie.
An der Sachlage hat sich nichts ge-
ändert: Die Nutzung von Atom-
energie birgt nicht kalkulierbare Si-
cherheitsrisiken für die Menschen.
Die Endlagerfrage für strahlenden
Atommüll ist weiterhin ungeklärt.

Zudem sind die Uranvorkommen
begrenzt. �

Interesse an der SPD? Gerade in Wahljahren interessie-
ren sich viele Menschen für Politik und wollen sich aktiv
einmischen. In der SPD stehen für sie die Türen weit offen.
Die SPD ist die älteste Volkspartei Deutschlands. Sozial
und demokratisch. Seit 1863. 

Machen Sie mit: Informationen zu unserem Programm
und zur Mitgliedschaft können Sie mit dem nebenste-
henden Coupon anfordern. 

Einfach ausfüllen und zusenden oder zufaxen. Oder im
Internet: www.eintreten.spd.de

Die SPD im Internet:
www.spd.de
www.wahlkampf09.de
www.frank-walter-steinmeier.de
www.martin-schulz.eu

Name

Anschrift

Bitte senden an:
Referat Mitgliederwerbung und -entwicklung
SPD Parteivorstand 
Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin
Fax (030) 259 91 - 315 • E-Mail: mitgliederwerbung@spd.de

� Ich möchte Informationen zur Politik der SPD
� Ich möchte mehr Informationen zur Mitgliedschaft
� Ich möchte Mitglied werden
� Ich möchte Gastmitglied werden


